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	Verpfändungsvertrag

	
	Zwischen der Stadt Nürnberg – im folgenden „Stadt“ genannt –

	
	

	
	und

	
	

	
	Name und Anschrift des Verpflichteten
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	- im folgenden „Verpflichteter“ genannt - wird nachfolgender Vertrag geschlossen.

	
	

	
	

	1.
	Der Verpflichtete hat der Stadt Nürnberg Sicherheit zu leisten in Höhe von

	
	

	
	Betrag in EURO
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	Betrag in Worten
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	Anlaß der Leistung
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	2.
	Die Sicherheitsleistung nach Nr. 3 soll hinterlegt bzw. unterhalten werden bei

	
	

	
	Name und Anschrift der Bank
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	- im folgenden „Bank“ genannt -.



3.	Die Vertragschließenden sind sich darüber einig, daß die Sicherheitsleistung durch Verpfändung von
a) Sparguthaben und/oder
b) Wertpapieren bzw. die durch sie verbrieften Rechte und Forderungen

erbracht wird, wie sie in der Anlage zu diesem Vertrag aufgeführt sind.

Wertpapiere werden nur mit ¾ ihres Tageskurses in Ansatz gebracht.


4.	Der Verpflichtete hat dafür zu sorgen, daß die Bank eine Bestätigung über die Übernahme bzw. Verwahrung der verpfändeten Sparbücher und/oder Wertpapiere als Sicherheit ausstellt; die Bestätigung ist Bestandteil dieses Vertrages.


5.	Soweit die Verpfändung von Sparguthaben in Frage kommt, sprechen die Vertragsschließenden die gemäß § 1280 BGB notwendige Anzeige gegenüber der Bank aus, welche das Sparbuch für die Stadt in Verwahrung nimmt.


6. a)	Die Vertragsschließenden sind sich weiter darüber einig und erklären, daß, soweit die Verpfändung von Wertpapieren in Frage kommt, die Stadt deren alleinige mittelbare Besitzerin wird und der Stadt das Pfandrecht an den Wertpapieren zustehen soll. Der Verpflichtete tritt zu diesem Zweck den ihm gegen die Bank zustehenden dinglichen Herausgabeanspruch hiermit an die Stadt ab und spricht die gemäß § 1205 Abs. 2 BGB notwendige Anzeige gegenüber der Bank aus.


   b)	Die Verwertung der Wertpapiere erfolgt gemäß § 1228 Abs. 2 BGB im Wege des freihändigen Verkaufs durch einen zu solchen Verkäufen öffentlich bestellten Handelsmakler oder durch eine zu öffentlichen Versteigerungen befugte Person zum laufenden Preise. Auf die Beachtung der in den §§ 1234 ff. BGB und 368 BGB für den Pfandverkauf gegebenen Vorschriften wird verzichtet.


   c)	Für den Fall, daß die bei der Bank auf Grund dieses Verpfändungsvertrages hinterlegten Wertpapiere mit Zustimmung der Stadt oder in sonstiger Weise gegen andere Werte umgetauscht werden, wird der Stadt schon hiermit ein Pfandrecht an den im Austausch bei der Bank hinterlegten neuen Werten eingeräumt. Der Herausgabeanspruch wird der Stadt schon hiermit abgetreten. Werden Wertpapiere ausgelost oder sonst eingelöst, so ist der Gegenwert auf ein Sparbuch bei der Bank anzulegen. An der Forderung aus dem Sparguthaben wird der Stadt schon hiermit ein Pfandrecht eingeräumt. Die neuen Sicherheiten treten in jeder Beziehung an die Stelle der bisherigen.


7.	Der Verpflichtete erkennt an, daß die Abtretung der Forderung auf Rückgabe der verpfändeten Wertpapiere, die Abtretung des Sparguthabens selbst, die Abtretung der Forderung auf Freigabe des verpfändeten Sparguthabens sowie die Abtretung der Forderung auf den Bezug von Zinsen und sonstigen Nebenleistungen an andere Personen nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung der Stadt zulässig ist.

8.	Wird die geleistete Sicherheit ohne Verschulden der Stadt unzureichend, so ist sie zu ergänzen oder es ist anderweitige Sicherheit zu leisten (§ 240 BGB). Der Verpflichtete räumt der Stadt das Recht ein, zur Deckung ihrer hieraus sich ergebenden Forderungen Zinsen und sonstige Nebenleistungen aus den verpfändeten Papieren und Sparguthaben so lange einzuziehen, bis der jeweilige Fehlbetrag gedeckt ist. Die eingezogenen Zinsen und sonstigen Nebenleistungen werden auf ein Sparbuch angelegt, das in gleicher Weise als Sicherheit dient wie die ursprünglich geleistete Sicherheit.


9.	Alle aus diesem Vertrag erwachsende Kosten, die jetzt und später anfallen, sind von dem Verpflichteten und dessen Rechtsnachfolgern zu tragen.


10.	Im Hinblick auf die Anzeigepflicht nach § 1205 bzw. § 1280 BGB werden von diesem Vertrag drei Ausfertigungen erstellt,
	- eine für die Stadt Nürnberg
	- eine für den Verpflichteten und
- eine für das die verpfändeten Sparguthaben/Wertpapiere verwaltende Institut (Bank).
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Nürnberg, am      
Stadt Nürnberg
(sachbearbeitende Dienststelle)
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Ort/Datum          
Unterschrift/en des Verpflichteten

	

	
Bestätigung der Bank
Wir bestätigen, daß wir die in der Anlage genannten Sparbücher/Wertpapiere als Sicherheit in Verwahrung genommen haben und uns deren Verpfändung vom Verpflichteten angezeigt wurde. Die hinterlegten Sparbücher/Wertpapiere bleiben zugunsten der Stadt Nürnberg gesperrt; das Pfandrecht zugunsten der Stadt Nürnberg ist erstrangig. Die verpfändete Sicherheitsleistung wird nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der Stadt Nürnberg dem Verpflichteten oder Dritten ausgehändigt.

Ort/Datum                                                                  Stempel und Unterschrift/en der Bank
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	Anlage

	

	
Bezeichnung der verpfändeten Wertpapiere/Spar-
guthaben (Gattung, Nummer, Zinsscheine usw.)

	
Nennbetrag
EURO
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